
Einbürgerungsanträge im Zuge des neuen Staatsangehörigkeitsgesetzes: Trends und 
Kapazitäten in Nürnberg; 
Antrag Bündnis 90/Die Grünen vom 16.09.2024 

 
Ausgangssituation: 
 
Mittlerweile leben in Nürnberg ca. 148.000 Menschen (lt. AZR 31.07.2024: 147.725 
Menschen), die keine deutschen Staatsangehörigen sind. Die Einwohnerzahl Nürnbergs ist 
ebenfalls gestiegen. Im Juni 2024 waren ca. 545.000 (544.876) Menschen mit Hauptwohnsitz 
in Nürnberg gemeldet. 
 
Zum Antrag: 
 
Die Verwaltung berichtet  
 

 über die Anzahl der Anträge und deren Bearbeitungsdauer, die Anzahl der 
abgelehnten Anträge sowie die Ablehnungsgründe: 

 
In 2024 wurden bislang (Stand 31.08.2024) bei MI 4.371 Anträge auf Einbürgerung gestellt, 
87 Anträge wurden abgelehnt.  
(Anmerkung: bei offensichtlich nicht erfüllten Tatbestandsvoraussetzungen erfolgt oftmals 
auch die Rücknahme eines Antrages (weil kostengünstiger), in 2024 waren das bisher 167 
Mal der Fall.)  
Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der gesetzlichen Änderungen am/zum 27.06.2024 bis zum 
10.09.2024 wurden alleine 2.090 Anträge auf Einbürgerung gestellt (Hinweis: der Zeitraum 

vom 01.09.2024 bis zum 10.09.2024 ist noch nicht in der o.g. monatlichen Auswertung vom 
August 2024 enthalten). 
 
Hauptgründe für Ablehnungen waren relevante Vorstrafen und eine fehlende Mitwirkung (z.B. 
angeforderte Unterlagen wurden nicht bzw. nicht vollständig vorgelegt). Teilweise erfolgte gar 
keine Reaktion mehr. Die Angabe einer allgemein verbindlichen Bearbeitungszeit ist nicht 
möglich. Bei Vorliegen aller Unterlagen und Voraussetzungen kann eine Einbürgerung – 
sofern die Stadt Nürnberg und nicht die Regierung von Mittelfranken zuständig ist- durchaus 
innerhalb von drei Monaten erfolgen. Sofern die Einbürgerungsabteilung auf Rückmeldungen 
von anderen Behörden oder die Mitwirkung der Antragsteller angewiesen ist, verlängert sich 
zwangsläufig die Bearbeitungszeit. Gleiches gilt für Anträge, die der Regierung von 
Mittelfranken zur Entscheidung vorzulegen sind (Ermessenseinbürgerungen). 
 

 über die Anzahl der Menschen, die die doppelte Staatsbürgerschaft beantragt 
haben sowie darüber, aus welchen Ländern diese stammen: 

 

Beim Amt für Migration und Integration kann nur die deutsche Staatsangehörigkeit beantragt 
werden. Das Gesetz sieht seit dem 27.06.2024 (Wegfall der Nr. 4 des § 10 Abs. 1 StAG) eine 
mögliche Einbürgerung unter Hinnahme der Mehrstaatigkeit vor, d.h., dass das Aufgeben der 
bisherigen Staatsangehörigkeit nicht mehr zwingend erfolgen muss. Ob dies allerdings auch 
nach dem Nationalrecht der bisherigen Staatsangehörigkeit möglich ist, wäre individuell durch 
die Antragstellerinnen und Antragsteller ggf. vorab selbstständig (beim bisherigen 
Heimatstaat) zu klären. Ein entsprechender Hinweis findet sich auch auf der Homepage/im 
Behördenwegweiser. 
 
Auswertungen, wer die bisherige Staatsangehörigkeit beibehält und welche 
Staatsangehörigkeiten hier betroffen sind, sind für MI nicht möglich. 
 

 über die Personalsituation bezüglich des neuen Staatsangehörigkeitsgesetzes: 
wie viele Mitarbeitende in der Einbürgerungsabteilung tätig sind, wie viele 



Stellen unbesetzt sind, ob Quereinsteiger*innen umgeschult werden und wie 
hoch der Personalaufwand hierfür für die nächsten zwei Jahre eingeschätzt wird: 

 

Die Einbürgerungsabteilung bei MI verfügt derzeit über 9,51 VK Stellen (einschließlich der 
Abteilungsleitung). 
Weitere 7 Stellen (4,0 VK in EGr. E9b bzw. BesGr. A9/10, 3,0 VK in EGr. E8 bzw. BesGr. A8) 
wurden zunächst bis zum 31.12.2024 begutachtet und befinden sich im Schaffungsverfahren. 
Zusätzlich erfolgt eine Unterstützung durch eine weitere Sachbearbeiterstelle (1,0 VK in EGR. 
9a als Kundenreaktionsmanagement, die auch befristet begutachtet ist), die allgemeine 
Anfragen beantwortet und Hinweise sowie Auskünfte geben kann.  
 
Erfreulicherweise sind hier aktuell alle Stellen besetzt. Damit sind insgesamt nun 18 
Mitarbeitende in der bzw. für die Einbürgerungsabteilung tätig.  
Die Stellenbesetzungen erfolgen über das vorgesehene und durchzuführende 
Stellenbesetzungsverfahren wie bei jeder Stellenneubesetzung (sei es extern, stadtintern oder 
aber auch im Rahmen einer Weiterentwicklung innerhalb der Dienststelle/Abteilung. Hierbei 
werden immer Schulungen angeboten). 
 
Die Antragszahlen werden regelmäßig überwacht, eine erste Evaluierung und ggf. eine 
Anmeldung von evtl. weiterem Stellenbedarf wird folgen. 
 

 darüber, welche Maßnahmen ergriffen werden, um eine zumutbare 
Bearbeitungsdauer sicherzustellen: 

 

Aktuell wird auch RPA (Robotik) als erste, aber wichtige Maßnahme, um Anträge weitgehend 
automatisiert im System zu erhalten, eingesetzt. Damit entfällt für den Großteil der Anträge die 
bislang aufwändige, manuelle Erfassung eines jeden Antrags, was zu einer effektiven 
Arbeitsweise und Zeitersparnis führt.  
Zudem sind natürlich die begutachteten Stellen (weil sich bereits unabhängig von der 
Rechtsänderung schon ein Mehrbedarf aufgrund der Antrags- und Einbürgerungszahlen 
abgezeichnet hat) eine wertvolle und notwendige Unterstützung. 
 

 welche städtischen Informationsangebote sowie Ansprechpartner:innen es zum 
Thema Einbürgerungsanträge für Migrationsberatungen, den Integrationsrat, 
Rechtsanwält:innen sowie potenzielle Antragsteller:innen gibt: 

 

1. Erwähnt sei hier zunächst der Behördenwegweiser (Informationen) und der Quick-
Check:  

https://www.nuernberg.de/internet/auslaenderbehoerde/einbuergerung.html 

2. Mit dem Quick-Check prüfen die Antragstellerinnen und Antragsteller unverbindlich die 
Voraussetzungen für eine Einbürgerung. Das Einbürgerungsverfahren wird erst 
eingeleitet, wenn diese dann den Antrag einreichen und die erforderlichen Unterlagen 
vorlegen. Das können diese auch online tun. 

 
Da Rechtsanwälte oftmals für ihre Mandanten den Antrag stellen, sind diesen – sobald eine 
Bearbeitung erfolgen kann- Ansprechpartner bekannt. Im Übrigen wird bietet die 
Einbürgerungsabteilung weiterhin ein entsprechendes Kontaktformular online an.  
 
Informationsangebote gibt es zudem vielfältig auf zahlreichen Websites der Bundes- und 
Landesbehörden.  

https://www.nuernberg.de/internet/auslaenderbehoerde/einbuergerung.html

